Referentenentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Brennstoffemissions-
handelsgesetzes

A. Problem und Ziel

Das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) vom 12. Dezember 2019 (BGBI. 1 2019, S.
2728; 2022 | S. 2098), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Februar 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 70) geandert worden ist, bildet den rechtlichen Rahmen flir das nationale
Emissionshandelssystem flir Brennstoffemissionen aus den Bereichen Verkehr und
Warme. Mit der Einfihrung des nationalen Brennstoffemissionshandels werden seit dem
Jahr 2021 fossile Brennstoffemissionen mit einem CO2-Preis belegt. Dieser CO»>-Preis
wurde fur die Jahre 2021 bis 2025 gesetzlich festgelegt, wahrend er fir Brennstoffemissio-
nen des Jahres 2026 im Wege eines Versteigerungsverfahrens innerhalb eines gesetzlich
vorgegebenen Preiskorridors zu bestimmen ist. Fur das Jahr 2027 sieht das BEHG bislang
vor, dass fir den zwischenzeitlich durch Artikel 2 der Verordnung (EU) 2026/667 vom 11.
Marz 2026 eingetretenen Fall der einjahrigen Verschiebung des Starts der Abgabepflicht
im Rahmen des europaischen Brennstoffemissionshandels nach Kapitel IVa der EU-Emis-
sionshandelsrichtlinie (,EU-ETS 2“) ein nationaler CO,-Preis gilt, der sich aus dem men-
gengewichteten Durchschnittspreis der Versteigerungen von Berechtigungen aus dem EU-
Emissionshandel (,EU-ETS 1) in dem jeweils vorletzten vorangegangenen Quartal errech-
net. Im Koalitionsausschuss von CDU, CSU und SPD am 12. Mai 2026 wurde jedoch ver-
einbart, die CO,-Bepreisung im nationalen Brennstoffemissionshandel im Jahr 2027 stabil
auf dem Niveau des Vorjahres zu halten. Hierdurch soll in der auch im Jahr 2026 durch die
verschiedenen globalen Krisenherde weiterhin angespannten Lage auf den Energie- und
Rohstoffmarkten Planungssicherheit flir Blirgerinnen und Blirger sowie flir Unternehmen
geschaffen werden. Der CO»-Preis pro ausgestoliener Tonne Kohlendioxid im nationalen
Brennstoffemissionshandel soll sich danach auch im Jahr 2027 — wie bereits in 2026 — in
einem Korridor von 55 bis 65 Euro bilden.

B. Losung

Mit der Anderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) durch Artikel 1 dieses
Gesetzes wird der Beschluss des Koalitionsausschusses zur Stabilisierung des nationalen
CO,-Preises fiir das Jahr 2027 umgesetzt. Neben den zentralen Anderungen im BEHG sind
auch Anpassungen der diesbezlglichen Versteigerungsregeln fur das Jahr 2027 in der
Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV) erforderlich, die durch Artikel 2 dieses Ge-
setzes bewirkt werden. Dartber hinaus sind in diesem Zusammenhang durch Artikel 3 die-
ses Gesetzes auch Anpassungen der ebenfalls unter dem BEHG erlassenen Doppelbilan-
zierungsverordnung (BEDV) vorgesehen, um einen sachgerechten Umgang mit eingela-
gerten Brennstoffmengen zu gewahrleisten.

L Verordnung (EU) 2026/667 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2026 zur An-
derung der Verordnung (EU) 2021/1119 hinsichtlich der Festlegung eines Klimazwischenziels der
Union fiir 2040 (ABI. L 667 vom 18.3.2026, S. 1).



C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fir den Bund entstehen durch das Anderungsgesetz keine neuen Haushaltsausgaben
ohne Erfillungsaufwand. Die mit der Gesetzesanderung festgelegte Anpassung der CO»-
Preisbildung fur das Berichtsjahr 2027 flhrt gegenlber der bislang im BEHG fir das Jahr
2027 vorgesehenen CO,-Preisbildung zu veranderten Erléserwartungen aus der nationalen
CO-Bepreisung; dies entspricht der mit dem Anderungsgesetz verfolgten Zielsetzung einer
Stabilisierung der CO2-Kosten im Jahr 2027 im Vergleich zum Jahr 2026. Die Veraufterung
von Emissionszertifikaten fir fossile Brennstoffemissionen Uber entsprechende Versteige-
rungen auch flr das Berichtsjahr 2027 setzt Anpassungen des Veraul3erungsverfahrens flr
das Jahr 2027 durch die Versteigerungsplattform voraus. Die Kosten, die dem Bund aus
der Durchfihrung der Versteigerungsverfahren entstehen und die nicht durch Geblhren
gedeckt sind, werden durch die Erldse aus der Verauflierung von Emissionszertifikaten nach
dem BEHG gedeckt: Etwaige zusatzliche Haushaltsausgaben im Bereich der fiir den Voll-
zug zustandigen Behdrde missen ausgehend vom Refinanzierungsgrundsatz nach § 10
Absatz 4 BEHG durch Erlése aus der Verauflierung von Emissionszertifikaten oder durch
die Erhebung von Gebihren und Auslagen gedeckt werden. Die geplanten Regelungen
haben keine Auswirkungen auf die Haushalte der Lander und Kommunen.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erflillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Bilirger

Der Gesetzentwurf richtet sich ausschliellich an die Wirtschaft und die Verwaltung. Durch
die vorgesehenen Anderungen des BEHG und der auf dessen Grundlage erlassenen Ver-
ordnungen entsteht kein Erfillungsaufwand fiir die Birgerinnen und Blrger.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Durch die in diesem Gesetz vorgesehenen Anderungen des BEHG und der auf dessen
Grundlage erlassenen Verordnungen verringert sich der Erfiillungsaufwand fir die Wirt-
schaft gegeniber den Abschatzungen zum bisherigen nationalen Brennstoffemissionshan-
del ab dem Berichtsjahr 2028 um ca. 794.000 Euro.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Durch die in diesem Gesetz vorgesehenen Anderungen des BEHG und der auf dessen
Grundlage erlassenen Verordnungen verringert sich der Erflllungsaufwand fir die Verwal-
tung von Bund, Landern und Kommunen gegenlber den Abschatzungen zum bisherigen
nationalen Brennstoffemissionshandel ab dem Berichtsjahr 2028 um ca. 2,18 Millionen
Euro.

F. Weitere Kosten
Durch den Brennstoffemissionshandel kommt es mittelbar zu Veranderungen von Einzel-

preisen bestimmter Waren und Dienstleistungen. Die durch dieses Gesetz gednderte CO»-
Bepreisung fur das Berichtsjahr 2027 fuhrt jedoch aufierhalb der dem Brennstoffemissions-
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handel immanenten CO,-Preisbelastung, die von den berichtspflichtigen Inverkehrbringern
der Brennstoffe entlang der Wertschdpfungskette bis an die Endverbraucher weitergege-
ben werden konnen, nicht zu gesonderten weiteren Kosten. Die Neuregelungen in der
BEHV gemal Artikel 2 dieses Gesetzes betreffen im Wesentlichen Anpassungen der Re-
gelungen zur Verauerung der Emissionszertifikate, um die bereits bestehende Veraule-
rungsmechanik (Versteigerung im Preiskorridor, Verkauf zum Uberschussmengenpreis,
Verkauf zum Nachkaufmengenpreis) auch fir das Berichtsjahr 2027 fortzufiihren, ohne
dass dies gegenuber dem bestehenden Bepreisungssystem zu gesonderten weiteren Ko-
sten flihren wiirde. Durch die Neuregelungen in der BEDV gemaR Artikel 3 dieses Gesetzes
entstehen, ebenso wie bereits durch die BEDV-Stammverordnung, keine weiteren Kosten,
und es ist auch insoweit nicht mit Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau zu rech-
nen.
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Referentenentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Brennstoffemissi-
onshandelsgesetzes

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes

Das Brennstoffemissionshandelsgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2728;
2022 | S. 2098), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI.
2025 | Nr. 70) gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu § 23 ersetzt durch die Angabe ,§ 23 (weg-
gefallen)”.

2. In § 2 Absatz 2a wird nach der Angabe ,Verordnung Uber genehmigungsbedurftige
Anlagen® die Angabe ,in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI.
| S. 1440), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI.
2024 | Nr. 355) geandert worden ist” eingeflgt.

3.  § 3 Nummer 11 wird gestrichen.

4. § 10 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 Satz 4 wird durch den folgenden Satz 4 ersetzt:
,Fur die Jahre 2026 und 2027 wird ein Preiskorridor mit einem Mindestpreis von
55 Euro pro Emissionszertifikat und einem Hoéchstpreis von 65 Euro pro Emissi-
onszertifikat festgelegt.”
b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:
»4. fir den Fall, dass gemal einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 2 flr
die Jahre ab 2028 eine jahrliche Emissionsmenge nach § 4 Absatz 1 Satz 1
verbleibt, abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 die Fortflihrung des Verkaufs
zu einem marktbasierten Preis, der dem mengengewichteten Durchschnitts-
preis der Versteigerungen von Emissionszertifikaten nach § 10 Absatz 1 des
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes in dem jeweils vorletzten vorange-
gangenen Quartal entspricht.”
bb) Nummer 5 wird gestrichen.
5. § 21 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:
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»1.in der Einfihrungsphase nach § 10 Absatz 2 Satz 1 und 2 fiir jedes nicht abge-
gebene Emissionszertifikat fir die Jahre mit einem Verkauf zum Festpreis dem
jeweiligen Festpreis sowie flr jedes nicht abgegebene Emissionszertifikat in der
Preiskorridorphase nach § 10 Absatz 2 Satz 4 dem Hdéchstpreis von 65 Euro,”.

Nach Absatz 1 werden die folgenden Absatze 1a und 1b eingefugt:

»(1a) Abweichend von Absatz 1 kann die zustandige Behdrde gegentber einem
Verantwortlichen fiir die jeweils ersten beiden Kalenderjahre, in denen der Verant-
wortliche der Abgabepflicht nach § 8 unterliegt, eine reduzierte Zahlungspflicht in
Hohe von 10 Prozent der Hohe der Zahlungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 Nummer
1 festsetzen, wenn der Verstol3 gegen die Abgabepflicht auf Umstanden beruht,
die mit der Neuartigkeit der Abgabepflicht zusammenhangen.

(1b) In den Fallen der Festsetzung einer Zahlungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 oder
Absatz 1a ist eine bereits im Rahmen der Abgabepflicht nach § 8 festgesetzte
Zahlungspflicht von der zustédndigen Behorde nach § 49 VwVfG zu widerrufen und
die geleistete Zahlung zurickzuerstatten.*

6. § 23 wird ersetzt durch die Angabe ,§ 23 (weggefallen)®.

7.

1.

§ 24 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Verpflichtungen nach § 7 Absatz 1 und § 8 entfallen in Bezug auf Brenn-
stoffemissionen aus Brennstoffen, die nach dem 31. Dezember 2027 nach §
2 Absatz 2 oder 2a in Verkehr gebracht werden und ab dem 1. Januar 2028
einer Abgabeverpflichtung nach § 7 des Treibhausgas-Emissionshandelsge-
setzes unterliegen.”

bb) Satz 2 wird gestrichen.

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die jahrliche Emissionsmenge nach § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 fUr die Jahre ab 2028 anteilig um die Menge der Brennstoffemissio-

nen zu verringern, fur die nach Maftgabe von Absatz 1 die Abgabepflicht nach § 8
entfallt.”

Artikel 2

Anderung der Brennstoffemissionshandelsverordnung

Die Brennstoffemissionshandelsverordnung vom 17. Dezember 2020 (BGBI. | S.
3026), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. September 2025 (BGBI. 2025 |
Nr. 209) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 3 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

In Nummer 2 wird die Angabe ,das Jahr 2026“ durch die Angabe ,die Jahre 2026
und 2027“ ersetzt.
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b) In Nummer 3 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028“ ersetzt.
In § 8 Absatz 3 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028“ ersetzt.

In der Uberschrift des Unterabschnitts 3 wird die Angabe ,das Jahr 2026“ durch die
Angabe ,die Jahre 2026 und 2027 ersetzt.

§ 11 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefligt:

»(1a) Die Gesamtversteigerungsmenge fir das Jahr 2027 ergibt sich aus der in §
44 Absatz 2 fur das Jahr 2027 vorgesehenen jahrlichen Emissionsmenge zuzug-
lich der gemanR § 45 fur das Jahr 2027 veroffentlichten jahrlichen Erh6hungsmenge
und abzuglich eines fur das Jahr 2026 anzusetzenden Zusatzbedarfs nach § 5
Absatz 1 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes im Umfang von 40 Millionen
Emissionszertifikaten. Die zustandige Stelle veroffentlicht die Gesamtversteige-
rungsmenge nach Satz 1 bis zum 31. Dezember 2026 auf ihrer Internetseite.”

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Sinkt in einem der Kalenderjahre 2026 oder 2027 die nach einem Versteige-
rungstermin verbleibende Gesamtversteigerungsmenge flir das jeweilige Kalen-
derjahr unter das Dreifache der pro Versteigerungstermin vorgesehenen Menge,
finden nach diesem Versteigerungstermin nur noch zwei weitere Versteigerungs-
termine in dem jeweiligen Kalenderjahr statt. In dem letzten Versteigerungstermin
des jeweiligen Kalenderjahres wird die gesamte noch verbleibende Versteige-
rungsmenge angeboten. Fir die in Satz 1 genannten zwei weiteren Versteige-
rungstermine findet § 12 Absatz 4 Satz 1 bis 3 keine Anwendung. Sofern etwaig
wegfallende Versteigerungstermine bereits im Versteigerungskalender angekin-
digt worden sind, gilt fir die Information Uber die Aufhebung dieser Termine eine
verkurzte Ankindigungsfrist von einer Woche.*

c) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe ,Jahr 2026“ durch die Angabe ,jeweilige Ka-
lenderjahr ersetzt.

In § 12 Absatz 4 Satz 3 und § 13 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e wird jeweils die Angabe
~Jahr 2026“ durch die Angabe ,jeweilige Kalenderjahr® ersetzt.

§ 14 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Nach vollstandiger Versteigerung der jeweiligen Gesamtversteigerungsmenge nach
§ 11 verkauft die beauftragte Stelle Emissionszertifikate

1.im Jahr 2026 zu einem Uberschussmengenpreis von 68 Euro pro Emissionszertifikat
und

2. im Jahr 2027 zu einem Uberschussmengenpreis von 73 Euro pro Emissionszertifi-
kat.”

§ 15 Satz 1 und 2 werden durch die folgenden Satze ersetzt:
,Die beauftragte Stelle verkauft

1. bis zum 31. August 2027 weitere Emissionszertifikate fur das Jahr 2026 zu einem
Nachkaufmengenpreis von 70 Euro pro Emissionszertifikat und



10.

11.

12.
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2. bis zum 31. August 2028 weitere Emissionszertifikate flr das Jahr 2027 zu einem
Nachkaufmengenpreis von 75 Euro pro Emissionszertifikat.

Verantwortliche kdnnen bis zu 10 Prozent der in dem jeweils vorangegangenen Kalen-
derjahr erworbenen Emissionszertifikate in dem in Satz 1 genannten Zeitraum zur Er-
fullung der Abgabepflicht nach § 8 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes fur das
jeweils vorangegangene Kalenderjahr erwerben.*

In der Uberschrift des Unterabschnitts 4 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe
,2028“ ersetzt.

§ 16 wird wie folgt geandert:

a) Inder Uberschrift, in Absatz 1 Satz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 und 2 wird jeweils die
Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028° ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 2a“ durch die Angabe ,Absatz 2“ er-
seftzt.

c) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

d) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:
»(3) Der marktbasierte Preis nach Absatz 2 Satz 2 entspricht dem mengengewich-
teten Durchschnittspreis der Versteigerungen von Emissionszertifikaten nach § 10
Absatz 1 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes in dem jeweils vorletzten
vorangegangenen Quartal. Im Jahr 2028 beginnt der Verkauf von Emissionszerti-
fikaten ab dem dritten Quartal. Die zustandige Stelle verdffentlicht auf ihrer Inter-
netseite die Hohe des marktbasierten Preises fir jedes Quartal mit einem Vorlauf
von mindestens zwei Monaten vor Beginn des jeweiligen Quartals.”

e) Absatz 4 wird gestrichen.

§ 17 wird gestrichen.

§ 29 wird wie folgt geandert:

a) Inder Uberschrift wird die Angabe ,dem Kalenderjahr 2026“ durch die Angabe ,den
Kalenderjahren 2026 und 2027“ ersetzt.

b) Am Ende wird folgender Satz eingefugt:
-Emissionszertifikate, die geman § 9 Absatz 1 Satz 1 des Brennstoffemissionshan-
delsgesetzes dem Kalenderjahr 2027 zugeordnet sind, sind abweichend von § 9
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes nur fiir das Ka-
lenderjahr 2027 fir die Abdeckung der Brennstoffemissionen dieses Kalenderjah-
res oder der Vorjahre gultig.”

§ 44 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Fur die Jahre 2021 bis 2030 werden folgende jahrliche Emissionsmengen
nach § 4 Absatz 1 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes festgelegt:

Jahr Jahrliche Emissionsmenge (in Tonnen COy)




-8-

2021 301 037 178
2022 291 116 621
2023 280 149 525
2024 275998 949
2025 260 092 203
2026 252 366 567
2027 234 418 353
2028 216 470 033
2029 198 521 712
2030 180 573 392

b) In Absatz 3 Nummer 2 wird die Angabe ,anpassen” durch die Angabe ,die dem-
entsprechend angepassten jahrlichen Emissionsmengen im Bundesanzeiger be-
kannt machen® ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geadndert:
aa) Die Satze 1 und 2 werden durch die folgenden Satze ersetzt:
,Die in Absatz 2 fur die Jahre 2028 bis 2030 festgelegten jahrlichen Emissi-
onsmengen werden unter Berucksichtigung von Anpassungen nach Absatz 3
anteilig reduziert um die ab dem Jahr 2028 nicht mehr vom Anwendungsbe-

reich des Brennstoffemissionshandelsgesetzes erfassten Emissionsmengen.
Die zustandige Behdrde gibt

1. die nach Satz 1 reduzierten jahrlichen Emissionsmengen fur die Jahre 2028
bis 2030 bis zum 30. Juni 2027 sowie

2. eine etwaige Anpassung der jahrlichen Emissionsmenge fur die Jahre 2026
und 2027 nach Absatz 3 unverzuglich

im Bundesanzeiger bekannt.”
bb) Satz 3 wird gestrichen.

13. In § 46 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Nummer 2 wird jeweils die Angabe ,2026“ durch
die Angabe ,2027 ersetzt.
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Artikel 3

Anderung der BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung

Die BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung vom 27. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 29),

die durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 4. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 344)
geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

§ 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,9. November 2022 (BGBI. | S. 2006)" durch die Angabe
,27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 70)" ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,21. Juli 2011 (BGBI. | S. 1475), das zuletzt durch Artikel
18 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist,”
durch die Angabe ,27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 70)“ ersetzt.

In § 2 Nummer 1 wird die Angabe ,2030“ durch die Angabe ,2027“ ersetzt.
§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die Antragstellung nach § 8 ist nicht zulassig, wenn

1. der antragstellende Anlagenbetreiber einer Rickforderungsanordnung aufgrund
einer friheren Kommissionsentscheidung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit
oder Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt gemal Kapitel
[Il der Verordnung (EU) 2015/1589 nicht Folge geleistet hat oder

2. das Anlagenkonto im Unionsregister des antragstellenden Anlagenbetreibers
wegen Nichtmitteilung von gepruften Emissionen nach Artikel 32 Absatz 1 der De-
legierten Verordnung (EU) 2019/1122 gesperrt ist.”

b) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingeflgt:

»(3) Die Gewahrung einer Kompensation fiir ein Abrechnungsjahr ist ausgeschlos-
sen, wenn der Erflllungsstatuswert nach Artikel 33 der Delegierten Verordnung
(EU) 2019/1122 des betreffenden Anlagenkontos im Unionsregister unter Bertick-
sichtigung des Abrechnungsjahres negativ ist.”

§ 6 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Bei der Ermittlung der kompensationsfahigen Brennstoffmenge sind samtliche
Brennstoffmengen zu bertcksichtigen, die nach § 2 Absatz 2 des Brennstoffemissions-
handelsgesetzes in Verkehr gebracht und von dem Anlagenbetreiber in dem jeweiligen
Abrechnungsjahr zum Einsatz in der emissionshandelspflichtigen Anlage bezogen wur-
den. Fir Brennstoffmengen der Abrechnungsjahre 2021 bis 2026, die in dem jeweiligen
Abrechnungsjahr nicht eingesetzt, sondern zu einem spateren Einsatz in der emissi-
onshandelspflichtigen Anlage eingelagert wurden, muss der Einsatznachweis mit den
Emissionsberichten nach § 5 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes fiir die Ka-
lenderjahre 2022 bis 2027 erbracht werden. Bei der Ermittlung der kompensationsfahi-
gen Brennstoffmenge fir das Abrechnungsjahr 2027 sind abweichend von Satz 1 le-
diglich diejenigen in Verkehr gebrachten Brennstoffmengen zu berlcksichtigen, die im
Abrechnungsjahr 2027 von der emissionshandelspflichtigen Anlage bezogen und ein-
gesetzt worden sind.”
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5. § 7 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Fur die Abrechnungsjahre 2026 und 2027 entspricht der malRgebliche Preis der Emis-
sionszertifikate dem volumengewichteten Durchschnitt der Zuschlagspreise nach § 12
Absatz 3 Satz 3 der Brennstoffemissionshandelsverordnung in dem jeweiligen Abrech-
nungsjahr.”

6. § 8 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 wird jeweils die Angabe ,2030“ durch die Angabe
,2027% ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,§ 21 Absatz 1“ durch
die Angabe ,§ 14 Absatz 1 Nummer 1¢ ersetzt.

7. § 9 wird durch den folgenden § 9 ersetzt:
89

Kompensationsvorbehalt flr eingelagerte Brennstoffmengen

(1) Die Gewahrung der Kompensation fur Brennstoffmengen nach § 6 Absatz 2 Satz 2
steht unter dem Vorbehalt der Erbringung des Einsatznachweises. Die zustandige Be-
hoérde kann die Entscheidung Uber den Antrag auf Gewahrung einer Kompensation mit
Auflagen fur den Einsatznachweis nach § 6 Absatz 2 Satz 2 verbinden. Der Kompen-
sationsbescheid kann ganz oder teilweise aufgehoben und die entsprechende Kom-
pensation zurtickgefordert werden, wenn der Einsatznachweis nach § 6 Absatz 2 Satz
2 durch den Anlagenbetreiber nicht erbracht wird.

(2) Far Anlagenbetreiber, denen fur einzelne oder alle der Abrechnungsjahre 2021 bis
2026 eine Kompensation unter dem Vorbehalt der Erbringung des Einsatznachweises
nach § 6 Absatz 2 Satz 2 gewahrt wurde, gilt dieser Einsatznachweis auch als erbracht,
wenn

1. die jeweilige Anlage zum 1. Januar 2029 weiterhin emissionshandelspflichtig ist,

2. die von dem Anlagenbetreiber nach §§ 5 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit 21
Absatz 1 Satz 1 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes flir das Abrechnungs-
jahr 2028 berichteten Emissionen einen Wert gré3er als Null betragen und

3. die betreffenden Brennstoffmengen bis zum 1. Januar 2029 nicht die emissionshan-
delspflichtige Anlage verlassen haben.*

8. § 11 wird gestrichen.

9. §12wirdzu § 11.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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EU-Rechtsakte:

1. Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 Uber besondere Vorschriften fir die Anwen-
dung von Artikel 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABI. L 248 vom 24.9.2015,
S.9);

2. Delegierte Verordnung (EU) 2019/1122 der Kommission vom 12. Marz 2019 zur Erganzung der Richt-
linie 2003/87/EG des Europaischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Funktionsweise des Unions-
registers (ABI. L 177 vom 2.7.2019, S. 3), die zuletzt durch Artikel 1 der Delegierte Verordnung (EU) 2023/2904
der Kommission vom 25. Oktober 2023 (ABI. L 2904 vom 29.12.2023, S. 1) geandert worden ist;
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

L. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit der Einfihrung des nationalen Brennstoffemissionshandels werden seit dem Jahr 2021
fossile Brennstoffemissionen mit einem CO2-Preis belegt. Dieser CO»-Preis wurde fiir die
Jahre 2021 bis 2025 gesetzlich festgelegt, wahrend er fir Brennstoffemissionen des Jahres
2026 im Wege eines Versteigerungsverfahrens innerhalb eines gesetzlich vorgegebenen
Preiskorridors zu bestimmen ist. Fur das Jahr 2027 sieht das BEHG bislang vor, dass flr
den zwischenzeitlich durch Artikel 2 der Verordnung (EU) 2026/667 vom 11. Marz 2026
eingetretenen Fall der einjahrigen Verschiebung des Starts des europaischen Brenn-
stoffemissionshandels nach Kapitel IVa der EU-Emissionshandelsrichtlinie (,EU-ETS 2%)
ein nationaler CO»-Preis gilt, der sich aus dem mengengewichteten Durchschnittspreis der
Versteigerungen von Berechtigungen aus dem EU-Emissionshandel (,EU-ETS 1) in dem
jeweils vorletzten vorangegangenen Quartal errechnet. Im Koalitionsausschuss von CDU,
CSU und SPD am 12. Mai 2026 wurde jedoch vereinbart, die CO»-Bepreisung im nationalen
Brennstoffemissionshandel im Jahr 2027 stabil auf dem Niveau des Vorjahres zu halten.
Hierdurch soll in der auch im Jahr 2026 durch die verschiedenen globalen Krisenherde wei-
terhin angespannten Lage auf den Energie- und Rohstoffmarkten Planungssicherheit fir
Blrgerinnen und Blrger sowie fir Unternehmen geschaffen werden. Der CO»-Preis pro
ausgestofiener Tonne Kohlendioxid im nationalen Brennstoffemissionshandel soll sich da-
nach auch im Jahr 2027 — wie bereits in 2026 — in einem Korridor von 55 bis 65 Euro bilden.
Um dies zu gewahrleisten, ist eine Anderung der CO,-Bepreisungsregelungen im BEHG
erforderlich. Flankierend sind Anpassungen in Rechtsverordnungen unter dem BEHG er-
forderlich, die in diesem Zuge durch das Anderungsgesetz zum BEHG mitgeregelt werden.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die derzeit im BEHG geltende gesetzliche Regelung sieht fur 2027 einen nationalen CO»-
Preis vor, der an den jeweiligen CO.-Preis im europaischen Emissionshandel (,EU-ETS 1)
ankniipft. Mit der Anderung des BEHG durch Artikel 1 dieses Gesetzes wird der Beschluss
des Koalitionsausschusses zur Stabilisierung des nationalen CO,-Preises flir das Jahr 2027
umgesetzt, indem auch fur das Jahr 2027 die Geltung eines Preiskorridor mit dem Mindest-
preis von 55 Euro und dem Hdéchstpreis von 65 Euro — gleichlaufend mit dem fir das Jahr
2026 geltenden Preiskorridor — bestimmt wird. Neben den zentralen Anderungen im BEHG
sind auch Anpassungen der diesbezlglichen Versteigerungsregeln in der BEHV erforder-
lich, die fur das Jahr 2027 erweitert werden mussen; dies wird durch Artikel 2 dieses Ge-
setzes bewirkt. Dartiber hinaus sind in diesem Zusammenhang durch Artikel 3 dieses Ge-
setzes auch Anpassungen der ebenfalls unter dem BEHG erlassenen BEDV vorgesehen,
um einen sachgerechten und vereinfachten Umgang mit eingelagerten Brennstoffmengen
bei emissionshandelspflichtigen Anlagenbetreibern zu gewahrleisten.

. Exekutiver FuBabdruck

Es haben keine Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter oder beauftragte Dritte im
Sinne von § 43 Absatz 1 Nummer 13 der Gemeinsamen Geschéaftsordnung der
Bundesministerien wesentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen.
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IV. Alternativen
Keine.
V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zum Erlass des vorliegenden Anderungsgeset-
zes ergibt sich aus der Kompetenz des Bundes zur konkurrierenden Gesetzgebung im Be-
reich der Luftreinhaltung und der Regelung des Rechts der Wirtschaft nach Artikel 74 Ab-
satz 1 Nummer 24 und 11 des Grundgesetzes.

Die Luftreinhaltung im Sinne von Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 GG umfasst auch den
Schutz der Atmosphare, der wiederum den Klimaschutz einschlie3t. Da die Neuregelungen
im Bereich des BEHG und der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen dem
Klimaschutz dienen, beruhen sie auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 GG.

Weiterhin betreffen die vorliegenden Regelungen das Recht der Wirtschaft nach Artikel 74
Absatz 1 Nummer 11. Sie richten sich an Unternehmen. Der Gesetzentwurf andert die Rah-
menbedingungen flr die Teilnahme der einbezogenen Unternehmen am nationalen Brenn-
stoffemissionshandel. Die Einflhrung dieser Regelungen muss aus Wettbewerbsgriinden
und zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit in der Bundesrepublik Deutschland
wie schon im Stammgesetz zum BEHG bundeseinheitlich erfolgen. Eine Lésung auf Lan-
derebene wirde diesem besonderen Bediirfnis nach Einheitlichkeit auch insoweit nicht ge-
recht. Die vorgesehene bundeseinheitliche Lésung ist daher im gesamtstaatlichen Inter-
esse im Sinne von Artikel 72 Absatz 2 GG erforderlich.

Die Rechtsgrundlage fiir die Anderungen der BEHV durch Artikel 2 dieses Gesetzes bildet
die Verordnungsermachtigung in §§ 4 Absatz 2 und 10 Absatz 3 BEHG, mit der die Bun-
desregierung als Verordnungsgeber zu Regelungen Uber die Festlegung der jahrlichen
Emissionsmengen und tber Veraulierung und Versteigerung von Emissionszertifikaten er-
machtigt wird. Da die Anderungen der BEHV mit den Anderungen der gesetzlichen Rege-
lungen des BEHG durch dieses Gesetz verbunden sind, sind diese Regelungen aufgrund
Sachzusammengangs mit den durch Artikel 1 dieses Gesetzes vorgenommenen Anderun-
gen des BEHG auch im Rahmen einer Verordnungsanderung durch Gesetz mdglich.

Die Rechtsgrundlage fiir die Anderungen der BEDV durch Artikel 3 dieses Gesetzes findet
sich in § 11 Absatz 2 BEHG, welcher die Bundesregierung als Verordnungsgeber zur Re-
gelung von Einzelheiten Uber die finanzielle Kompensation von Anlagenbetreibern ermach-
tigt, die Brennstoffe nach dem BEHG einsetzen, fur die nach dem BEHG Emissionszertifi-
kate abgegeben wurden und aufgrund deren Einsatz in der emissionshandelspflichtigen
Anlage auch nach dem TEHG Berechtigungen abgegeben werden miissen. Da die Ande-
rungen der BEHV mit den Anderungen der gesetzlichen Regelungen des BEHG durch die-
ses Gesetz zusammenhangen, sind diese Regelungen aufgrund Sachzusammengangs mit
den durch Artikel 1 dieses Gesetzes vorgenommenen Anderungen des BEHG auch im
Rahmen einer Verordnungsanderung durch Gesetz mdéglich.

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Dieses Gesetz andert die Ausgestaltung der CO>-Bepreisung im nationalen Brenn-
stoffemissionshandelssystem nach dem BEHG fir das Jahr 2027 und konkretisiert in die-
sem Zusammenhang insbesondere die Verauflerung von Emissionszertifikaten in dem fur
das Jahr 2027 fortgesetzten sogenannten Preiskorridor. Das nationale Brennstoffemissi-
onshandelssystem leistet einen wesentlichen Beitrag zur Erfullung der Verpflichtungen, die
sich aus der Europaischen Klimaschutzverordnung fir die Bundesrepublik Deutschland er-
geben. Durch die mit diesem Gesetz ebenfalls gednderte BEHV werden zudem die jahrli-
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chen nationalen Emissionsmengen fur die Jahre 2026 bis 2030 auf Basis der unter der
Europaischen Klimaschutzverordnung neu festgelegten Mengen korrigiert. SchlieRlich wird
fur den nationalen Brennstoffemissionshandel die auf europaischer Ebene beschlossene
Verschiebung des Starts der Abgabephase im EU-ETS 2 um ein Jahr auf das Jahr 2028
nachvollzogen. So wird die um ein Jahr verlangerte Ubergangsphase von der nationalen in
die europaische CO2-Bepreisung von Brennstoffemissionen naher ausgestaltet. Vor diesem
Hintergrund ist dieses Gesetz mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar und schafft
eine sachgerechte Regelung der Uberhangsphase aus dem nationalen Brennstoffemissi-
onshandelssystem in den europaischen EU-ETS 2.

Der Anwendungsbereich volkerrechtlicher Vertrage wird durch diese Rechtsverordnung
nicht berthrt.

VIl. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Hinsichtlich der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung wird auf die Begrindung zum
BEHG-Stammgesetz, Bundestagsdrucksache 19/14746, verwiesen. Hervorzuheben sind
ungeachtet dessen die Vereinfachungen sowohl fiir Unternehmen als auch fiir die zustan-
dige Behérde, die mit den Anderungen der BEDV durch Artikel 3 dieses Gesetzes bewirkt
werden, da Uber die danach kunftig geltende Einsatznachweisfiktion fur eingelagerte Brenn-
stoffmengen bei fortgesetztem Anlagenbetrieb die fir alle Beteiligten aufwandige Nachver-
folgung kompensierter Einlagerungsmengen beendet und zugleich Rechtssicherheit ge-
schaffen wird.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Bei der Gesetzesanderung wurden die Ziele und Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie bertcksichtigt und die nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip angewendet. Nach
Uberpriifung der sechs Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung und der 17 Ziele fiir eine
nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) mit den jeweiligen
Schlisselindikatoren erweist sich das Gesetz als vereinbar mit der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie in ihrer derzeitigen Fassung. Im Rahmen der Nachhaltigkeitsprifung wurden
keine Zielkonflikte erkannt.

Insbesondere fihrt die marktorientierte CO,-Preisbildung im nationalen Brennstoffemissi-
onshandelssystem, die mit dem nun auch fir das Jahr 2027 fortgesetzten Preiskorridor
organisiert wird, zu einer effizienten Reduzierung von Emissionen von Treibhausgasen und
dient damit unmittelbar der Einhaltung des SDG 13 (Umgehende Malinahmen zur Bekamp-
fung des Klimawandels und seiner Auswirkungen), bzw. Indikator 13.1a (Treibhausgase
reduzieren) und dem Prinzip 3 einer nachhaltigen Entwicklung (Naturliche Lebensgrundla-
gen erhalten).

Zugleich wird das SDG 7 (Bezahlbare und saubere Energie), insbesondere Indikator 7.2.a
(Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-Endenergieverbrauch) auch durch die vorliegende
Anderung des BEHG und der die Versteigerung von Emissionszertifikaten im Preiskorridor
ausgestaltende BEHV geférdert. Durch eine marktorientierte Bepreisung fossiler Energie-
trager, die zu einem grofden Teil der Erzeugung von Energie dienen, werden Anreize fir die
Umstellung auf erneuerbare und saubere, d.h. COz-emissions-freie Energie gesetzt. Hier-
durch wird zugleich das Prinzip 4 einer nachhaltigen Entwicklung (Nachhaltiges Wirtschaf-
ten starken) verfolgt.

Der Brennstoffemissionshandel erméglicht zudem, die Klimaziele kosteneffizient zu errei-
chen, und tragt dadurch der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der verschiedenen Wirt-
schaftsteilnehmer im Sinne des SDG 8, Indikator 8.4 (Bruttoinlandsprodukt je Einwohner)
Rechnung. Durch die Bepreisung von Treibhausgasemissionen wird ferner ein Anreiz fir
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innovative L6sungen geschaffen und somit das Ziel i. S. v. SDG 9 (Innovation unterstitzen)
gefordert.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fir den Bund entstehen durch das Anderungsgesetz keine neuen Haushaltsausgaben oh-
ne Erfullungsaufwand. Die mit der Gesetzesanderung festgelegte Anpassung der CO»-
Preisbildung fiir das Berichtsjahr 2027 fiihrt gegenliber der bislang im BEHG fiir das Jahr
2027 vorgesehenen der CO2-Preisbildung zu veranderten Erléserwartungen aus der natio-
nalen CO,-Bepreisung; dies entspricht der mit dem Anderungsgesetz verfolgten Zielset-
zung einer Stabilisierung der CO,-Kosten im Jahr 2027 im Vergleich zum Jahr 2026. Die
Verauflerung von Emissionszertifikaten fir fossile Brennstoffemissionen Uber entspre-
chende Versteigerungen auch fur das Berichtsjahr 2027 setzt Anpassungen des Veraule-
rungsverfahrens fur das Jahr 2027 durch die Versteigerungsplattform voraus. Die Kosten,
die dem Bund aus der Durchfiihrung der Versteigerungsverfahren entstehen und die nicht
durch Gebuhren gedeckt sind, werden durch die Erlése aus der VerauRerung von Emissi-
onszertifikaten nach dem BEHG gedeckt: Etwaige zusatzliche Haushaltsausgaben im Be-
reich der fir den Vollzug zustandigen Behorde miissen ausgehend vom Refinanzierungs-
grundsatz nach § 10 Absatz 4 BEHG durch Erlése aus der VeraufRerung von Emissions-
zertifikaten oder durch die Erhebung von Gebuhren und Auslagen gedeckt werden. Die
geplanten Regelungen haben keine Auswirkungen auf die Haushalte der Lander und Kom-
munen.

4. Erfullungsaufwand

4.1. Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Der Gesetzentwurf richtet sich ausschliellich an die Wirtschaft und die Verwaltung. Durch
die vorgesehenen Anderungen des BEHG und der auf dessen Grundlage erlassenen Ver-
ordnungen entsteht daher kein Erflllungsaufwand fiir Birgerinnen und Biirger.

4.2. Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Durch die in diesem Gesetz vorgesehenen Anderungen des BEHG und der auf dessen
Grundlage erlassenen Verordnungen verringert sich der Erfiillungsaufwand fir die Wirt-
schaft gegeniber den Abschatzungen zum bisherigen nationalen Brennstoffemissionshan-
del ab dem Berichtsjahr 2028 um ca. 794.000 Euro.

Dabei entsteht durch die vorgesehenen Anderungen des BEHG und der BEHV kein neuer,
Uber das bislang geltende BEHG in seiner durch Artikel 2 des TEHG-Europarechtsanpas-
sungsgesetzes 2024 vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 70) geénderten Fassung und
die Zweite Verordnung zur Anderung der Brennstoffemissionshandelsverordnung vom 11.
September 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 209) hinausgehender Erflllungsaufwand fur die Wirt-
schaft. Die in Artikel 1 dieses Gesetzes geregelte Fortsetzung des bereits fur das Jahr 2026
geltenden Preiskorridors auch flr das Jahr 2027 und die darauf bezogenen Anpassungen
der BEHV durch Artikel 2 dieses Gesetzes ermoglichen, ganz ungeachtet derselben Min-
destpreise und Hochstpreise, eine Weiterfuhrung der fur den bereits eingerichteten Vollzug
des Preiskorridors etablierten Prozesse zur Versteigerung und sonstigen Verauflierung von
Emissionszertifikaten. Bereits die Anderungen der BEHV zur Einflihrung der Regelungen
Uber einen Preiskorridor durch die Zweite Verordnung zur Anderung der Brennstoffemissi-
onshandelsverordnung vom 11. September 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 209) hatten keinen tber
die Stammverordnung und die Erste Verordnung zur Anderung der Brennstoffemissions-
handfelsverordnung vom 21. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 163) hinausgehenden Erflllungs-
aufwand fir die Wirtschaft verursacht.

Durch die vorgesehenen Anderungen der BEDV verringert sich der Erfiillungsaufwand fiir
die Wirtschaft ab dem Berichtsjahr 2028. Grund hierfir ist das in Artikel 3 dieses Gesetzes
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geregelte Entfallen der Doppelbilanzierungskompensation im nationalen Brennstoffemissi-
onshandel ab dem Berichtsjahr 2028; bislang ist eine Kompensation nach der BEDV auch
Uber das Berichtsjahr 2027 hinaus bis einschlieRlich zu dem Berichtsjahr 2030 vorgesehen.
Auf der Basis der Abschatzungen zu Fallzahlen, internem Aufwand und Sachaufwand
wurde unter der BEDV-Stammverordnung fur die Antragstellung zur BEDV-Kompensation
fur den Zeitraum 2021-2030 ein jahrlicher Erfillungsaufwand flr die Wirtschaft von insge-
samt etwa 750.000 Euro abgeschatzt. Unter Berlicksichtigung angehobener Stundensatze
wird der jahrliche Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft heute bei 794.000 Euro beziffert bei
grundsatzlich unveranderten Fallzahlen. Durch die nach Artikel 3 dieses Gesetzes vorge-
sehene Beendigung der Doppelbilanzierungskompensation ab dem Berichtsjahr 2028 fallt
dieser durch den nationalen Brennstoffemissionshandel verursachte Erfullungsaufwand fur
die Wirtschaft ab diesem Jahr weg. Zudem reduziert sich durch die Anderungen der BEDV
nach Artikel 3 dieses Gesetzes die Belastung fir die Wirtschaft — und ebenso auch fiir die
Verwaltung — im Zuge von Fristverlangerungsverfahren und Ruckforderungsverfahren. Da
Fristverlangerungsantrage und Ruckforderungsverfahren jeweils nur im Rahmen der Son-
dersituationen des ,nicht-rechtzeitigen” Einsatzes von Brennstoffen entstehen, deren Auf-
treten oder Haufigkeit vorab nicht einschatzbar war, wurde der hieraus auf3erhalb des Re-
gelverfahrens resultierende Sonderaufwand in der Erflllungsaufwandabschatzung zur
BEDV nicht berlicksichtigt, so dass die spezifische Entlastungswirkung beziiglich der Frist-
verlangerungsverfahren und Riickforderungsverfahren nicht bezifferbar ist; die Anderungen
fuhren jedoch auch insoweit in jedem Fall zu einer weiteren Aufwandsreduzierung. Es wird
im Zusammenhang mit Artikel 3 dieses Gesetzes insgesamt darauf hingewiesen, dass zur
Kompensation doppelt bilanzierter Brennstoffemissionen unter dem ab dem Berichtsjahr
2028 an die Stelle des nationalen Brennstoffemissionshandels tretenden EU-ETS 2 ein ver-
gleichbarer Kompensationsmechanismus unter dem europaischen Financial Compensation
Implementation Act zum EU-ETS 2 geplant ist, der jedoch dementsprechend nicht mehr im
System des nationalen Brennstoffemissionshandels verankert sein wird.

4.3. Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Durch die in diesem Gesetz vorgesehenen Anderungen des BEHG und der auf dessen
Grundlage erlassenen Verordnungen verringert sich der Erflllungsaufwand fur die Verwal-
tung von Bund, Landern und Kommunen gegeniber den Abschatzungen zum bisherigen
nationalen Brennstoffemissionshandel ab dem Berichtsjahr 2028 um ca. 2,18 Millionen
Euro.

Dabei entsteht durch die vorgesehenen Anderungen des BEHG und der BEHYV fiir die Ver-
waltung kein neuer, Uber das bislang geltende BEHG in seiner durch Artikel 2 des TEHG-
Europarechtsanpassungsgesetzes 2024 vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 70) ge-
anderten Fassung und die Zweite Verordnung zur Anderung der Brennstoffemissionshan-
delsverordnung vom 11. September 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 209) hinausgehender Erfiil-
lungsaufwand.

Hintergrund fur die Reduzierung des Erfullungsaufwands fur die Wirtschaft ab dem Be-
richtsjahr 2028 ist auch hier das in Artikel 3 dieses Gesetzes geregelte Entfallen der Dop-
pelbilanzierungskompensation im nationalen Brennstoffemissionshandel ab dem Berichts-
jahr 2028. Fur die Verwaltung wurde unter der BEDV-Stammverordnung fir die Antragstel-
lung zur BEDV-Kompensation fir den Zeitraum 2021-2030 ein jahrlicher Erfullungsaufwand
fur die Wirtschaft von insgesamt ca. 2,1 Millionen Euro abgeschatzt. Unter Beriicksichtigung
angehobener Stundensatze wird der jahrliche Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft heute
bei etwa 2,18 Millionen Euro beziffert bei grundsatzlich unveranderten Fallzahlen. Durch
die nach Artikel 3 dieses Gesetzes vorgesehene Beendigung der Doppelbilanzierungskom-
pensation ab dem Berichtsjahr 2028 fallt dieser durch den nationalen Brennstoffemissions-
handel verursachte Erfullungsaufwand fur die Verwaltung ab diesem Jahr weg. Es wird im
Zusammenhang mit Artikel 3 dieses Gesetzes insgesamt erneut darauf hingewiesen, dass
zur Kompensation doppelt bilanzierter Brennstoffemissionen unter dem ab dem Berichts-
jahr 2028 an die Stelle des nationalen Brennstoffemissionshandels tretenden EU-ETS 2 ein
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vergleichbarer Kompensationsmechanismus unter dem europaischen Financial Compen-
sation Implementation Act zum EU-ETS 2 geplant ist, der jedoch dementsprechend nicht
mehr im System des nationalen Brennstoffemissionshandels verankert sein wird.

5. Weitere Kosten

Durch den Brennstoffemissionshandel kommt es allgemein zu Veranderungen von Einzel-
preisen bestimmter Waren und Dienstleistungen. Die durch dieses Gesetz geanderte CO2-
Bepreisung flr das Berichtsjahr 2027 flihrt jedoch aufierhalb der dem Brennstoffemissions-
handel immanenten CO,-Preisbelastung, die von den berichtspflichtigen Inverkehrbringern
der Brennstoffe entlang der Wertschépfungskette bis an die Endverbraucher weitergege-
ben werden konnen, nicht zu gesonderten weiteren Kosten. Die Neuregelungen in der
BEHV gemal Artikel 2 dieses Gesetzes betreffen im Wesentlichen Anpassungen der Re-
gelungen zur Verauferung der Emissionszertifikate, um die bereits bestehende Veraule-
rungsmechanik (Versteigerung im Preiskorridor, Verkauf zum Uberschussmengenpreis,
Verkauf zum Nachkaufmengenpreis) auch fir das Berichtsjahr 2027 fortzufihren, ohne
dass dies gegenuber dem bestehenden Bepreisungssystem zu gesonderten weiteren Ko-
sten flihren wiirde. Durch die Neuregelungen in der BEDV gemal Artikel 3 dieses Gesetzes
entstehen, ebenso wie bereits durch die BEDV-Stammverordnung, keine weiteren Kosten,
und es ist auch insoweit nicht mit Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau zu rech-
nen.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Dieses Gesetz enthalt, wie bereits das Stammgesetzt, keine gleichstellungsrelevanten As-
pekte. Spezifische Auswirkungen auf die Lebenssituation von Frauen und Mannern sind
nicht zu erwarten, da das Gesetz und die auf seiner Grundlage gednderten Rechtsverord-
nungen ausschlief3lich sachbezogene Regelungen enthalten.

Die Regelungen dieses Gesetzes gelten bundesweit einheitlich, so dass keine Auswirkun-
gen auf die Wahrung und Forderung gleichwertiger Lebensverhaltnisse zu erwarten sind.

VIIl. Befristung; Evaluierung

Es ergeben sich keine Anderungen zum Stammgesetz.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsubersicht):

Die Inhaltstbersicht wird in Bezug auf den Wegfall von § 23 angepasst.

Zu Nummer 2 (§ 2):

Mit der Einfligung in Absatz 2a wird der dortige Verweis auf die Verordnung tber genehmi-
gungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) mit Blick auf die mittlerweile geltende Fassung der
4. BlImSchV aktualisiert.

Zu Nummer 3 (§ 3):

Die Legaldefinition der Verordnung tber genehmigungsbediirftige Anlagen in Nummer 11

ist aufgrund des nunmehr in § 2 Absatz 2a aufgenommenen Vollzitats nicht mehr erforder-
lich und wird daher gestrichen.
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Zu Nummer 4 (§ 10):

Mit der Anderung in Absatz 2 Satz 4 wird auch fiir das Jahr 2027 die marktbasierte Preis-
bildung durch Versteigerung von Emissionszertifikaten in einem Preiskorridor von 55 bis 65
Euro angeordnet. Dieser Preiskorridor entspricht dem bereits bislang fur das Jahr 2026
geltenden Preisregelung.

In Absatz 3 wird mit der Anderung der Nummer 4 die Verordnungserméchtigung zur Rege-
lung der Preisbildung im nationalen Brennstoffemissionshandel flir den Zeitraum nach In-
krafttreten des europaischen Brennstoffemissionshandels (,EU-ETS 2“) gemaR Kapitel IVa
der EU-Emissionshandelsrichtlinie angepasst: Zunachst wird mit der Anderung des zeitli-
chen Bezugs der Nummer 4 auf die Jahre ab 2028 der Verschiebung des Starts der CO,-
Bepreisung im EU-ETS 2 um ein Jahr auf das Jahr 2028 durch Artikel 2 der Verordnung
(EU) 2026/667 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Marz 2026 zur Ande-
rung der Verordnung (EU) 2021/1119 hinsichtlich der Festlegung eines Klimazwischenziels
der Union fur 2040 (ABI. L 667 vom 18.3.2026, S. 1) Rechnung getragen; die Verordnungs-
ermachtigung zur Preisregelung fur im BEHG verbleibende Emissionsmengen gilt entspre-
chend erst fir den Zeitraum ab dem Jahr 2028. Inhaltlich ermoglicht die Verordnungser-
machtigung weiterhin eine Anknlpfung des CO»-Preises im nationalen Brennstoffemissi-
onshandel an den mengengewichteten Durchschnittspreis der Versteigerung von europai-
schen Emissionszertifikaten in dem jeweils vorletzten vorangegangenen Quartal. Die Strei-
chung der bisherigen Nummer 5 tragt der bereits beschlossenen Verschiebung des Starts
der Bepreisung im EU-ETS 2 Rechnung, die mit diesem Anderungsgesetz zum BEHG
nachvollzogen wird, wodurch eine Verordnungsermachtigung zur Regelung dieses Falles
Uberflissig wird; die Verschiebung des Starts des EU-ETS 2 auf das Jahr 2028 wird dartiber
hinaus auch durch Anderung der BEHV nachvollzogen.

Zu Nummer 5 (§ 21):

Mit den Anderungen in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die sanktionierende Zahlungspflicht
in der Einfihrungsphase auf dem einfachen Gegenwert des fiir die nicht abgegebenen Zer-
tifikate jeweils geltenden Festpreises halbiert, womit die wirtschaftliche Belastung der Un-
ternehmen gesenkt wird, ohne dabei auf die abschreckende Wirkung zu verzichten, und
zugleich ein starkerer Gleichlauf zu der Sanktionshéhe im EU-Emissionshandel gemaf §
46 Absatz 1 Satz 1 TEHG hergestellt bleibt. Zudem wird die Sanktionsregelung um eine
Regelung fir die Preiskorridorphase der Jahre 2026 und 2027 erganzt, in der statt des ein-
fachen Gegenwerts des jeweiligen Festpreises der einfache Gegenwert des jeweils gelten-
den Preiskorridor-Hochstpreises festzusetzen ist. Die Abgabepflicht bleibt neben der Zah-
lungspflicht des Absatzes 1 unverandert bestehen.

Der neu eingefligte Absatz 1a ermdglicht es der zustandigen Behdrde, im Einzelfall bei
VerstdlRen gegen die Abgabepflicht fir die jeweils ersten beiden Berichtsjahre eines emis-
sionshandelspflichtigen Verantwortlichen eine auf 10 Prozent der in Absatz geregelten
Sanktionshéhe reduzierte Zahlungspflicht festzusetzen, wenn der Verantwortliche seiner
Abgabepflicht aus Griinden nicht nachgekommen ist, die mit der Neuartigkeit der Abgabe-
pflicht zusammenhangen. In der Anfangsphase des nationalen Brennstoffemissionshan-
dels waren sich einzelne Verantwortliche trotz des Informationsangebots der zustandigen
Behdrde und entsprechender Berichterstattung nicht tber ihre Verpflichtungen nach dem
neu eingefihrten Klimaschutzinstrument BEHG bewusst, hinzu kamen in der Startphase
des nationalen Brennstoffemissionshandels noch externe, fir viele Unternehmen bela-
stende Faktoren wie die Bewaltigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie sowie
der Auswirkungen des Krieges gegen die Ukraine unter anderem auf die Energieversor-
gung. Die zeitliche Begrenzung der Mdglichkeit zur Festsetzung einer reduzierten Zah-
lungspflicht und der Verzicht auf die Mdéglichkeit einer vollstandigen Freistellung von der
Zahlungspflicht gewahrleisten, dass die Wirksamkeit und Effektivitdt des nationalen Brenn-
stoffemissionshandels und von dessen Klimaschutzwirkung nicht gefahrdet werden.
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Der ebenfalls neu eingefligte Absatz 1b ermoglicht es der zustandigen Behdrde, im Zuge
einer (erneuten) Festsetzung einer Zahlungspflicht nach Absatz 1 oder Absatz 1a eine be-
reits vor Inkrafttreten der Anderungen in § 21 durch dieses Gesetz aufgrund der bislang
geltenden Regelung zur Durchsetzung der Abgabepflicht festgesetzte Zahlungspflicht zu
widerrufen und eine auf diese Festsetzung hin von dem Verantwortlichen bereits geleistete
Zahlung zurtickzuerstatten.

Zu Nummer 6 (§ 23):

Mit dem Wegfall von § 23 entfallt die Verpflichtung fiir die Bundesregierung, de, Bundestag
erneut im Jahr 2028 und danach weiterhin im Vierjahresturnus einen Erfahrungsbericht zum
BEHG vorzulegen. Vor dem Hintergrund, dass die vom nationalen Brennstoffemissionshan-
delssystem erfassten CO2-Emissionen ab dem 1. Januar 2028 weitestgehend der CO.-Be-
preisung des europaischen Brennstoffemissionshandels (,EU-ETS 2“) unterliegen werden
und im Gegenzug die Berichts- und Abgabepflichten flir diese Emissionsmengen im natio-
nalen Brennstoffemissionshandel entfallen werden, besteht kein Bedarf mehr zur Vorlage
weiterer Erfahrungsberichte zum BEHG.

Zu Nummer 7 (§ 24):

Mit der Anderung von Absatz 1, dessen Nummer 2 und Satz 2 hiermit entfallen, wird die
Ubergangsbestimmung des Absatzes 1 darauf beschrénkt, dass fiir samtliche dem BEHG
unterfallenden Brennstoffemissionen, fiir die ab dem Berichtsjahr 2028 eine Abgabepflicht
im europaischen Emissionshandel besteht, im Gegenzug die Berichts- und Abgabepflicht
unter dem BEHG ab dem Berichtsjahr 2028 entfallen. FUr den bisherigen Satz 2 besteht
infolge der bereits durch dieses Gesetz bericksichtigten Verschiebung des Starts des EU-
ETS 2 um ein Jahr auf das Jahr 2028 kein Regelungsbedarf mehr.

Mit der Anderung von Absatz 2 wird die Sonderbestimmung fiir kleine Abfallverbrennungs-
anlagen in dessen bisheriger Nummer 1 gestrichen, da fir diese aufgrund der Sonderrege-
lung fir Abfallverbrennungsanlagen in § 52 TEHG bis auf Weiteres kein Regelungsbedarf
besteht. Im Ubrigen wird Absatz 2, ebenso wie Absatz 1, durch Anderung des Jahresbe-
zugs an die Verschiebung des Starts des EU-ETS 2 um ein Jahr auf das Jahr 2028 ange-
passt.

Zu Artikel 2 (Anderung der Brennstoffemissionshandelsverordnung)
Zu Nummer 1 (§ 3):

Mit den Anderungen des Jahresbezugs von dem Jahr 2026 auf die Jahre 2026 und 2027
sowie von 2027 auf 2028 in Absatz 3 Nummer 2 und 3 wird die durch dieses Gesetz fir den
nationalen Brennstoffemissionshandel umgesetzte Verschiebung des Beginns der Abgabe-
phase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028 und die damit verbundene Verlangerung des Preis-
korridors nachvollzogen.

Zu Nummer 2 (§ 8):

Mit der Anderung des Jahresbezugs von dem Jahr 2027 auf 2028 in Absatz 3 wird die durch
dieses Gesetz fur den nationalen Brennstoffemissionshandel umgesetzte Verschiebung
des Beginns der Abgabephase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028 nachvollzogen.

Zu Nummer 3 (Unterabschnitt 3):

Die Uberschrift zu Unterabschnitt 3 wird um einen Bezug auf das Jahr 2027 erganzt, womit
die durch dieses Gesetz geregelte Fortfuhrung des BEHG-Preiskorridors tUber das Jahr
2026 hinaus auch fir das Jahr 2027 nachvollzogen wird.

Zu Nummer 4 (§ 11):
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Mit dem neuen Absatz 1a wird eine Regelung zur Ermittlung der Gesamtversteigerungs-
menge fur das Jahr 2027 erganzt. Die Ermittlung erfolgt analog zu dem Verfahren fur das
Jahr 2026, d.h. die Versteigerungsmenge des Jahres 2027 ergibt sich aus der festgelegten
jahrlichen Emissionsmenge (§ 44 Absatz 2), der jahrlichen Erhéhungsmenge (§ 45) sowie
einer Korrektur um den gemaf § 46 bereinigten Zusatzbedarf des Vorjahres. Da die Basis-
daten zur Ermittlung des Zusatzbedarfs flir das Jahr 2026 erst Anfang 2028 in belastbarer
Form vorliegen werden, wird der Zusatzbedarf fir das Jahr 2026 auf Basis der fir 2025
vorliegenden Projektionsdaten in der neu eingefliigten Nummer 2 des Satzes 2 auf 40 Mil-
lionen Emissionszertifikate festgelegt. Die Korrektur um den bereinigten Zusatzbedarf ist
sachgerecht, da mdgliche Zielverfehlungen im nationalen Brennstoffemissionshandel ge-
mafR der Europaischen Klimaschutzverordnung uber Flexibilitdtsmoglichkeiten ausgegli-
chen werden missen. Die hiermit verbundenen Kosten fir Deutschland als verpflichteten
Mitgliedstaat rechtfertigen die Herausnahme entsprechender Mengen aus dem regularen
Versteigerungsverfahren und den Verkauf zum erhéhten Festpreis. Die Verdffentlichung
der Gesamtversteigerungsmenge durch die zustandige Stelle ist in diesem Fall bereits bis
zum 31. Dezember 2026 moglich und erfolgt daher bis zu diesem Zeitpunkt.

Mit den weiteren Anderungen in den Absatzen 2 und 3 wird die durch dieses Gesetz gere-
gelte Fortflihrung des BEHG-Preiskorridors Gber das Jahr 2026 hinaus auch fiir das Jahr
2027 nachvollzogen.

Zu Nummer 5 (§§ 12 und 13):

Mit der Anderung des Jahresbezugs von dem Jahr 2026 auf das jeweilige Kalenderjahr in
§ 12 Absatz 4 und § 13 Absatz 1 wird jeweils die durch dieses Gesetz geregelte Fortfuhrung
des BEHG-Preiskorridors tber das Jahr 2026 hinaus auch fir das Jahr 2027 nachvollzo-
gen.

Zu Nummer 6 (§ 14):

Mit den Anderungen in § 14 wird die Bestimmung um die Regelung eines Uberschussmen-
genpreises fir das durch dieses Gesetz hinzutretende Preiskorridorjahr 2027 erganzt. Wie
bereits fir das Jahr 2026 wird auch fir die Ausgestaltung des Preiskorridors im Jahr 2027
die Méglichkeit eines Verkaufs der Uberschussmenge — d.h. der die jeweiligen Gesamtver-
steigerungsmenge flr das Kalenderjahr Gbersteigende Nachfragemenge — zu einem Preis
oberhalb der Korridorobergrenze erforderlich, da hierdurch sichergestellt wird, dass im Fall
einer die angebotene Menge Ubersteigenden Nachfrage Preisverwerfungen am Sekundar-
markt vermieden werden kdnnen. Der Preis fiir den Verkauf der Uberschussmenge ober-
halb der Korridorobergrenze ist — entsprechend der Regelung flir das Jahr 2026 — deutlich
oberhalb der Korridorobergrenze festgesetzt, da hierdurch gewahrleistet wird, dass die Auk-
tionen innerhalb des Preiskorridors nicht beeintrachtigt werden und Anreize fir strategi-
sches Bieterverhalten vermieden werden. Dartber hinaus ist zu berlcksichtigen, dass Zer-
tifikate spaterer Verkaufsjahre weiterhin zur Erfullung von Verpflichtungen friherer Jahre
verwendet werden kdnnen. Vor diesem Hintergrund ist gegentiber dem Uberschussmen-
genpreis fur das Jahr 2026 (Nr. 1) ein zusatzlicher Preisaufschlag erforderlich, um zu ver-
hindern, dass erhebliche Nachfragemengen aus dem Jahr 2026 in das Jahr 2027 verlagert
werden. Der Preisaufschlag dient damit der Sicherstellung einer sachgerechten zeitlichen
Verteilung der Nachfrage sowie der Funktionsfahigkeit des vorgesehenen Preiskorridors
auch im Jahr 2027.

Zu Nummer 7 (§ 15):

Mit den Anderungen in § 15 wird die Bestimmung um die Regelung eines Nachkaufmen-
genpreises 2028 fur das durch dieses Gesetz hinzutretende Preiskorridorjahr 2027 erganzt.
Analog zu der bestehenden Regelung fur den Nachkauf von Zertifikaten des Jahres 2026
im Jahr 2027 wird auch fur Zertifikate des Jahres 2027 die Mdglichkeit eines Nachkaufs im
Jahr 2028 vorgesehen. Die Regelung tragt dem Umstand Rechnung, dass bei einzelnen
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Inverkehrbringern aufgrund unvorhersehbarer Verbrauchsschwankungen oder erst verspa-
tet vorliegender Jahresabrechnungen nachtraglicher Zertifikatebedarf entstehen kann. Um
sicherzustellen, dass die Nachkaufmdglichkeit ausschlieBlich der Deckung eines solchen
nachtraglich entstandenen Bedarfs dient und nicht fiir eine strategische Verschiebung von
Nachfrage zwischen den Verkaufsjahren genutzt wird, ist wie im Vorjahr ein nochmaliger
Preisaufschlag gegeniiber dem fiir Uberschussmengen geltenden Preis vorgesehen.

Zu Nummer 8 (Unterabschnitt 4):

Mit der Anderung des Jahresbezugs in der Uberschrift zu Unterabschnitt 4 von 2027 auf
2028 wird die auf europaischer Ebene beschlossene Verschiebung des Beginns der Abga-
bephase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028, die durch dieses Gesetz fiir den nationalen
Brennstoffemissionshandel umgesetzt wird, auch in der Uberschrift fir den Verkauf von
Emissionszertifikaten ab dem Beginn der Abgabephase im EU-ETS 2 nachvollzogen wird.

Zu Nummer 9 (§ 16):

Die Anderungen in § 16 vollziehen die Verschiebung des Anwendungsbeginns des EU-ETS
2 auf 2028 nach. Da eine weitere Verschiebung nach Artikel 30k Absatz 2 der Richtlinie
2003/87/EG damit nicht mehr méglich ist entfallt Absatz 4. Die weiteren Anderungen sind
rein redaktioneller Natur.

Zu Nummer 10 (§ 17):

Infolge der auf europaischer Ebene bereits beschlossenen Verschiebung des Beginns der
Abgabephase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028, die durch dieses Gesetz fir den nationalen
Brennstoffemissionshandel umgesetzt wird, besteht fir die flr diesen Fall vorgesehene
Sonderregelung des § 17 kein Bedarf mehr. Daher wird sie gestrichen.

Zu Nummer 11 (§ 29):

Mit den Anderungen des Jahresbezugs von dem Jahr 2026 auf die Kalenderjahre 2026 und
2027 sowie der Ergénzung eines Satzes 2 fur das zweite Preiskorridorjahr 2027 wird jeweils
die durch dieses Gesetz geregelte Fortfiilhrung des BEHG-Preiskorridors tber das Jahr
2026 hinaus auch fur das Jahr 2027 nachvollzogen.

Zu Nummer 12 (§ 44):

In Absatz 2 werden die jahrlichen Emissionsmengen fur die Jahre 2026 bis 2030 auf Basis
der unter der Europaischen Klimaschutzverordnung neu festgelegten Mengen korrigiert.
Die ab dem Jahr 2026 korrigierten Zahlen ergeben sich auf Basis der angepassten Zahlen
aus dem Durchfihrungsbeschluss (EU) 2026/895 vom 24. April 2026 multipliziert mit dem
in Absatz 1 festgelegten Anteil des nationalen Brennstoffemissionshandels an den deut-
schen ESR-Emissionen.

In Absatz 3 Nummer 2 erfolgt eine Klarstellung zum Verfahren der Bekanntmachung der
angepassten jahrlichen Emissionsmengen.

In Absatz 4 wird mit der Anderung der Jahresbeziige die auf europaischer Ebene beschlos-
sene Verschiebung des Beginns der Abgabephase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028, die
durch dieses Gesetz flr den nationalen Brennstoffemissionshandel umgesetzt wird, nach-
vollzogen. Die Streichung des bisherigen letzten Satzes in Absatz 4 erfolgt vor dem Hinter-
grund, dass flr diese Sonderregelung nach der auf europaischer Ebene bereits beschlos-
senen Verschiebung des Beginns der Abgabephase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028 kein
Bedarf mehr besteht.

Zu Nummer 13 (§ 46):
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Mit der Anderung des Jahresbezugs von dem Jahr 2026 auf das Jahr 2027 in den Abséatzen
1 und 3 wird die durch dieses Gesetz fiir den nationalen Brennstoffemissionshandel umge-
setzte Verschiebung des Beginns der Abgabephase im EU-ETS 2 auf das Jahr 2028 nach-
vollzogen.

Zu Artikel 3 (Anderung der BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung)
Zu Nummer 1 (§ 1):

Die jeweils redaktionelle Anderung in den Satzen 1 und 2 des § 1 der BEDV erfolgt aufgrund
des Gesetzes zur Anpassung des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes an die Ande-
rung der Richtlinie 2003/87/EG (TEHG-Europarechtsanpassungsgesetz 2024), durch wel-
ches das bisher zitierte Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz 2011 ersetzt wurde.

Zu Nummer 2 (§ 2):

Die Anderung und resultierende Begrenzung der Abrechnungsjahre bis einschlieRlich 2027
folgt aus der Einflihrung eines europaischen Brennstoffemissionshandelssystem (,EU-ETS
2%) durch die EU-Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EG und deren Umsetzung im TEHG.
Nach § 7 Absatz 2 TEHG und § 56 TEHG unterliegen ab dem Berichtsjahr 2028 in Verkehr
gebrachte Brennstoffe einer Abgabepflicht in dem europaischen Brennstoffemissionshan-
delssystem. Nach § 24 Absatz 1 BEHG ist ab diesem ersten EU-ETS-2-berichtspflichtigen
Jahr eine gleichzeitige Entstehung von Berichts- und Abgabepflichten nach dem BEHG
ausgeschlossen, entsprechend entsteht ab dem Berichtsjahr 2028 auch keine neue Dop-
pelbelastung derselben Brennstoffemissionen unter dem TEHG und dem BEHG. Die Ab-
rechnungsjahre sind daher auf den Zeitraum bis einschlief3lich 2027 zu begrenzen.

Zu Nummer 3 (§ 4):

Bei der Anderung in Absatz 2 Nummer 1 (Streichung des Vollzitats der EU-Emissionshan-
delsverordnung) handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung an die geanderten
rechtsférmlichen Vorgaben zur Zitierung europarechtlicher Vorschriften.

Dasselbe gilt auch fiir die Anderung in Absatz 2 Nummer 2 (Streichung des Vollzitats der
EU-Registerverordnung). Auflerdem wird die Unzulassigkeitsbestimmung des Absatz 2
Nummer 2 fir den Fall eines negativem Erflllungsstatuswerts des Vorjahres gestrichen
zugunsten der Neuregelung in dem neuen Absatz 3.

Die Neuregelung in Absatz 3 GUbernimmt inhaltlich weitestgehend die Regelung der bisheri-
gen und nunmehr gestrichenen zweiten Alternative des bisherigen Absatz 2 Nummer 2.
Hintergrund hierflr ist, dass durch die Anderung der EU-Emissionshandelsrichtlinie
2003/87/EG im Jahr 2023 und die Anpassung des Treibhausgas-Emissionshandelsgeset-
zes in 2025 das Ende der Abgabefrist nach § 7 TEHG auf den 30. September des auf das
Berichtsjahr jeweils folgenden Kalenderjahres verschoben wurde. Da die Antragsfrist nach
§ 8 Absatz 1 dieser Verordnung jedoch bereits zum 31. Juli des auf das Berichtsjahr jeweils
folgenden Kalenderjahres und damit vor dem Ende der Abgabefrist ablauft, kann die Erfll-
lung der Abgabepflicht flir das vorangegangene Kalenderjahr zum Antragszeitpunkt noch
kein Zulassigkeitskriterium darstellen. Die materiell weitgehend unveranderte Ausschluss-
regelung wird daher auf den spateren Zeitpunkt der Kompensationsgewahrung verscho-
ben, der nach Prifung der Antragsunterlagen regelmaRig erst nach dem Ablauf der Abga-
befrist zum 30. September liegt, so dass der Kontostatus nach Ablauf der Abgabefrist des
Abrechnungsjahres fur die Kompensationsgewahrung berlcksichtigt werden kann. Die
Ausschlussregelung ist weiterhin zwingend, da keine Doppelbelastung vorliegt, soweit der
Betreiber der dem EU-ETS unterliegenden Anlage der ihn treffenden Abgabepflicht noch
nicht vollstandig nachgekommen ist und der Erfullungsstatuswert unter Berlcksichtigung
des Abrechnungsjahres nach Artikel 33 der Registerverordnung (EU) 2019/1122 negativ
ist.
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Zu Nummer 4 (§ 6):

In Absatz 2 fiihren die Anderung in Satz 2 und die Streichung und Ersetzung des bisherigen
Satzes 3 zu einer Vollzugsvereinfachung flr Anlagenbetreiber und zustandige Behérde. Die
Neuregelung ermdglicht Anlagenbetreibern, den Einsatznachweis fur bereits kompensierte,
aber noch nicht eingesetzte Brennstoffmengen Uber den gesamten Abrechnungszeitraum.
Die bislang geltende Regelung sah vor, dass fir Brennstoffmengen, die in dem Abrech-
nungsjahr nicht eingesetzt, sondern in der Anlage eingelagert wurden, ein nachtraglicher
Einsatznachweis grundsatzlich bereits fir das Folgejahr erbracht werden musste. Der bis-
herige Satz 3 sah insoweit auf Antrag eine Fristverlangerung der Erbringung des Einsatz-
nachweises vor. Bei Fehlen eines Einsatznachweises oder eines Fristverlangerungsan-
trags war ein Ruckforderungsverfahren nach § 9 BEDV vorgesehen. Diese Regelungen
haben sich als zu streng und zu aufwendig erwiesen. Durch die Neuregelung wird Anlagen-
betreibern deutlich mehr Zeit gegeben, die Lagermenge abhangig von den betrieblichen,
energiewirtschaftlichen oder technischen Rahmenbedingungen des Anlagenbetriebs auch
spater einzusetzen, wodurch ein erheblicher Aufwand fur das Verfahren der jahresbezoge-
nen Fristverlangerungsantrage zukinftig vollstandig entfallt. Die bisherige Regelung wird
insofern bereits wesentlich entblrokratisiert. Insbesondere wird in der Folge auch der Auf-
wand fur mogliche Ruckforderungsverfahren wesentlich verringert, da Ruckforderungs-
grinde nur einmalig mit Ablauf des gesamten Abrechnungszeitraums zu priifen sind. Diese
Erleichterung ist zudem sinnvoll, da weitestgehend vermieden wird, dass Ruckforderungs-
verfahren allein wegen Zeitablaufs einzuleiten sind, obwohl sich die eingelagerte kompen-
sierte Brennstoffmenge noch im Lager befindet und zu einem spateren Zeitpunkt auch noch
in der Anlage eingesetzt werden kann.

Die Neufassung von Satz 3 regelt das Verfahren fur das letzte Abrechnungsjahr 2027 des
nationalen Brennstoffemissionshandelssystems. Die Begrenzung auf Einsatzmengen im
letzten Abrechnungsjahr unter dem BEHG ermdglicht eine klare Stichtagsregelung und ei-
nen klaren Lagerendbestand fir betroffene Anlagenbetreiber zum Ende des nationalen
Brennstoffemissionshandels fir die betreffenden Anlagen. Dies ist geeignet, Anlagenbe-
treiber zu motivieren, bestehende Einlagerungsmengen nicht mehr zu erhdéhen, und ge-
wahrleistet somit eine Anschlussfahigkeit an das europaische Brennstoffemissionshandels-
system (EU-ETS 2). Im Zusammenspiel mit der Neuregelung des Satzes 2 wird eine klare
Stichtagsbetrachtung flr den zum Jahreswechsel auf 2028 anstehenden Wechsel in den
EU-ETS 2 erméglicht. Nach den im Zeitpunkt der Anderung dieser Verordnung bekannten
Planungen flr einen europaischen Financial Compensation Implementation Act zum EU-
ETS 2 soll der Doppelbilanzierungskompensationsmechanismus im EU-ETS nicht auf Lie-
fermengen und damit verbundene und unter Vorbehalt kompensierte Lagermengen, son-
dern auf Einsatzmengen Bezug nehmen. Vor dem Hintergrund dieser systematischen Um-
stellung gegeniber dem bisherigen liefermengenbezogenen System unter der BEDV ist
eine rechtzeitige Umstellung auch des nationalen Kompensationsmechanismus unter die-
ser Verordnung sinnvoll, der eine ansonsten drohende kiinftige Mehrfachkompensation ver-
meidet. Durch die Hinzufligung dieser Regelung wird eine lange Folgeliberwachung von
eingelagerten, kompensierten BEHG-Brennstoffmengen unter dieser Verordnung vermie-
den.

Zu Nummer 5 (§ 7):

Die Anderung in Satz 2 des § 7 konkretisiert den giiltigen maRgeblichen Preis der Emissi-
onszertifikate fur die Abrechnungsjahre 2026 und 2027, in denen sich der CO,-Preis im
BEHG im Wege der Versteigerung in dem jeweils geltenden Preiskorridor bildet, unter Be-
riicksichtigung der diesbeziiglichen Anderungen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes
und der Brennstoffemissionshandelsverordnung durch dieses Gesetz.

Zu Nummer 6 (§ 8):
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Die Anderung des letzten Abrechnungsjahres in den Absatzen 1 und 5 resultiert aus der
Anderung und Begrenzung der Abrechnungsjahre in § 2 Nummer 1 auf Grund des zum
Jahr 2028 in die Bepreisungsphase startenden europaischen Brennstoffemissionshandels-
systems.

Die A_r]derungen der Bezugnahme auf das TEHG in den Absatzen 3, 4 und 5 sind redaktio-
nelle Anderungen aufgrund des TEHG-Europarechtsanpassungsgesetzes 2024, durch wel-
ches das sich die Nummerierung der hier in Bezug genommenen Regelung geandert hat.

Zu Nummer 7 (§ 9):

In Absatz 1 ist die Streichung in Satz 1 eine Folgeénderung zu den Anderungen in § 6
Absatz 2: Da der Einsatznachweis nicht mehr grundsatzlich fir das Folgejahr erbracht wer-
den muss, ist die Rechtzeitigkeit der Erbringung des Einsatznachweises kein relevantes
Tatbestandsmerkmal mehr. Die Anderung des Satzes 2 in eine Ermessensregelung erfolgt
vor dem Hintergrund der zusatzlichen Fiktionsregelung in dem neu hinzugefiigten Absatz
2.

Der neue Absatz 2 dient der Vollzugsvereinfachung mit Blick auf den Ubergang in das eu-
ropaische Brennstoffemissionshandelssystem und vermeidet eine langwahrende Folge-
Uberwachung flr Anlagenbetreiber und zustandige Behdrde, obwohl ein Einsatz verblei-
bender Kompensationsmengen in der emissionshandelspflichtigen Anlage mittelfristig
héchstwahrscheinlich ist. Absatz 2 sieht zu diesem Zwecke eine Fiktionsregelung vor, nach
der bei Vorliegen der dort genannten Bedingungen ein Einsatznachweis als erbracht gilt,
und verzichtet insoweit auf einen detaillierten Nachweis der Einsatzmengen zu Gunsten
einer pauschalisierten Annahme beim Fortbetrieb der emissionshandelspflichtigen Anlage
bis zum 31. Dezember 2028. Die Einsatznachweisfiktion beendet bei fortgesetztem Anla-
genbetrieb bis zu diesem Stichtag die fir alle Beteiligten aufwandige Nachverfolgung kom-
pensierter Einlagerungsmengen und schafft Rechtssicherheit. Durch die in den Nummern
1 bis 3 genannten Bedingungen wird die der Fiktionsregelung zugrundeliegende Einsatz-
annahme zusatzlich geschutzt: Ziffer 1 stellt sicher, dass die Anlage nicht bis zum Ablauf
des 31.12.2028 stillgelegt wird und somit zum 01.01.2029 noch emissionshandelspflichtig
ist. Ziffer 2 stellt sicher, dass die Anlage bis zu diesem Zeitpunkt auch tatsachlich betrieben
wird und somit auch ein Einsatz von Brennstoffen erfolgt. Ziffer 3 stellt sicher, dass die
bereits kompensierten Brennstoffmengen die Anlage nicht zwischenzeitlich verlassen und
zu anderen Zwecken verwendet werden, beispielsweise durch Verkauf bzw. Lieferung der
Brennstoffmenge durch den Anlagenbetreiber an einen Dritten oder Abgabe an Anlagen,
die nicht dem EU-Emissionshandel unterliegen.

Zu Nummer 8 (§ 11):

Mit dem Start des EU-ETS 2 unterliegen ab dem Berichtsjahr 2028 in Verkehr gebrachte
Brennstoffe einer Berichts- und Abgabepflicht unter dem europaischen Brennstoffemissi-
onshandelssystem (EU-ETS 2) gemal den Vorschriften des TEHG. Nach § 24 Absatz 1
BEHG ist ab diesem ersten EU-ETS-2-abgabepflichtigen Jahr eine gleichzeitige Entste-
hung von Berichts- und Abgabepflichten nach dem BEHG ausgeschlossen. Soweit daher
nach dem BEHG ab dem ersten EU-ETS-2-berichtspflichtigen Jahr eine gleichzeitige Ent-
stehung von Berichts- und Abgabepflichten nach dem BEHG ausgeschlossen ist, entsteht
durch das BEHG ab dem Berichtsjahr 2028 auch keine Doppelbelastung derselben Brenn-
stoffemissionen unter dem TEHG und dem BEHG mehr. Mit dem daraus resultierenden
Wegfall des Kompensationsbedarfs unter dem BEHG gemalR der Kompensationsregelun-
gen der BEDV flr die Abrechnungsjahre ab 2028 entfallt insofern auch der Evaluierungs-
bedarf.

Zu Nummer 9 (§ 12):

Fur die Inkrafttretensregelung des § 12 besteht kein Bedarf mehr.
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Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetz am Tag nach seiner Verkindung.



	Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes
	A. Problem und Ziel
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	E. Erfüllungsaufwand
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

	F. Weitere Kosten

	Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes
	Artikel 1
	Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes
	Das Brennstoffemissionshandelsgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2728; 2022 I S. 2098), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 70) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 23 ersetzt durch die Angabe „§ 23 (weggefallen)“.
	2. In § 2 Absatz 2a wird nach der Angabe „Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen“ die Angabe „in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 355) geändert worden ist“ eingefügt.
	3. § 3 Nummer 11 wird gestrichen.
	4. § 10 wird wie folgt geändert:
	5. § 21 wird wie folgt geändert:
	6. § 23 wird ersetzt durch die Angabe „§ 23 (weggefallen)“.
	7. § 24 wird wie folgt geändert:


	Artikel 2
	Änderung der Brennstoffemissionshandelsverordnung
	Die Brennstoffemissionshandelsverordnung vom 17. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3026), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. September 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 209) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	2. In § 8 Absatz 3 wird die Angabe „2027“ durch die Angabe „2028“ ersetzt.
	3. In der Überschrift des Unterabschnitts 3 wird die Angabe „das Jahr 2026“ durch die Angabe „die Jahre 2026 und 2027“ ersetzt.
	4. § 11 wird wie folgt geändert:
	5. In § 12 Absatz 4 Satz 3 und § 13 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e wird jeweils die Angabe „Jahr 2026“ durch die Angabe „jeweilige Kalenderjahr“ ersetzt.
	6. § 14 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	7. § 15 Satz 1 und 2 werden durch die folgenden Sätze ersetzt:
	8. In der Überschrift des Unterabschnitts 4 wird die Angabe „2027“ durch die Angabe „2028“ ersetzt.
	9. § 16 wird wie folgt geändert:
	10. § 17 wird gestrichen.
	11. § 29 wird wie folgt geändert:
	12. § 44 wird wie folgt geändert:
	13. In § 46 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Nummer 2 wird jeweils die Angabe „2026“ durch die Angabe „2027“ ersetzt.


	Artikel 3
	Änderung der BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung
	Die BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung vom 27. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 29), die durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 4. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 wird wie folgt geändert:
	2. In § 2 Nummer 1 wird die Angabe „2030“ durch die Angabe „2027“ ersetzt.
	3. § 4 wird wie folgt geändert:
	4. § 6 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	5. § 7 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	6. § 8 wird wie folgt geändert:
	7. § 9 wird durch den folgenden § 9 ersetzt:
	8. § 11 wird gestrichen.
	9. § 12 wird zu § 11.


	Artikel 4
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

	EU-Rechtsakte:

	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
	III. Exekutiver Fußabdruck
	IV. Alternativen
	V. Gesetzgebungskompetenz
	VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
	VII. Gesetzesfolgen
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
	2. Nachhaltigkeitsaspekte
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	4. Erfüllungsaufwand
	4.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	4.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	4.3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung
	5. Weitere Kosten
	6. Weitere Gesetzesfolgen

	VIII. Befristung; Evaluierung

	B. Besonderer Teil




